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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Statütangelegenheit der 

Europäischen Gemeinschaften 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- ^ 

gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) des Rates zur 
Änderung der Bestimmungen und des Verfahrens für die 
Erhebung der Steuer zugunsten der Europäischen Gemein- 
schaften. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. April 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) 

des Rates 

zur Änderung der Bestimmungen und des Verfahrens 
für die Erhebung der Steuer 
zugunsten der Europäischen Gemeinschaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf das Protokoll über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften, ins- 
besondere auf Artikel 13, 

gestützt auf die Verordnung (EWG, EURATOM, 
EGKS) Nr. 260/68 des Rates zur Festlegung der 
Bestimmungen und des Verfahrens für die Erhebung 
der Steuer zugunsten der Europäischen Gemein- 
schaften, insbesondere auf Artikel 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die vorgenannte Verord- 
nung zur Festlegung der Bestimmungen und des 
Verfahrens für die Erhebung der Steuer zugunsten 
der Europäischen Gemeinschaften geändert werden 
muß, um eine angemessene Besteuerung der Ver- 
gütungen für Arbeitsbereitschaft einzuführen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 260/68 
des Rates zur Festlegung der Bestimmungen und des 
Verfahrens für die Erhebung der Steuer zugunsten 
der Europäischen Gemeinschaften wird wie folgt 
geändert: 

, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a wird durch einen 
fünften Gedankenstrich mit folgendem Wortlaut er- 
gänzt: - „gemäß Artikel 56 a und 56 b des Statuts der 
Beamten" 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 56/8 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Kommission hat im Rahmen ihres Vorschlags 
über die Statutsrevision u. a. die Gewährung von 
Vergütungen für Beamte vorgesehen, die Arbeits- 
bereitschaft zu Hause oder am Arbeitsplatz leisten. 

Da der Anspruch auf diese Vergütungen in der 
Praxis - je nach Fall und Umständen - mehr oder 
weniger unregelmäßig entsteht, ist die Höhe der 
Vergütungen von Monat zu Monat sehr unterschied- 
lich, was zu einer übermäßigen Besteuerung führen 
kann. 

Es dürfte recht und billig sein, diese Vergütungen 
zu besteuern wie beispielsweise die Vergütungen 
für Überstunden, deren oben beschriebene beson- 
dere Merkmale in diesem Falle die gleichen sind. 

Es empfiehlt sich daher, Artikel 6 Absatz 1 Buch- 
stabe a der Verordnung über die Bestimmungen und 
das Verfahren für die Erhebung der Steuer zu- 
gunsten der Gemeinschaften dahin gehend zu ändern, 
daß die Vergütungen für zu Hause oder am Arbeits- 
platz geleistete Arbeitsbereitschaft einbezogen 
werden. 

Mit dem beiliegenden Verordnungsvorschlag soll 
die Verordnung über die Gemeinschaftsteuer in 
diesem Sinne geändert werden. 
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